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An das SP-Präsidium 

An den Präsidenten der SP-Fraktion  

      

Aufruf zur europapolitischen Diskussion 

«Für die Sozialdemokratie gibt es in Europa kein Zurück zu unabhängig voneinander oder gar 

gegeneinander handelnder Nationalstaaten, sondern nur ein Vorwärts zu mehr, weit über den 

Binnenmarkt hinausreichender Integration» (SP-Parteiprogramm, Seite 7). Für viele SP-Mitglieder – 

auch für uns – ist dieses klare Bekenntnis zur europäischen Integration ein wichtiger Grund, weshalb 

wir der Partei beigetreten sind.  

Mit dem institutionellen Rahmenabkommen steht aktuell wieder eine euroapolitische Fragestellung 

von grosser Tragweite auf der Agenda. Es handelt sich dabei um eine der wichtigsten politischen 

Fragen dieses Jahrzehnts. Innerhalb der SP gibt es zu dieser Frage unterschiedliche Positionen. Und 

das ist gut so: Es liegt in der Natur unserer Vielfalt, dass in der SP auch zu Schlüsselthemen 

verschiedene Ansichten bestehen. Dabei zeigt unsere Geschichte, dass wir solche Situationen noch 

jedes Mal dank unserer Diskussionskultur und des grossen gegenseitigen Respekts souverän 

gemeistert haben: Die SP wächst an schwierigen Fragen. Unsere gelebte Diskurs-Tradition bewahrt 

uns zuverlässig vor ideologischen Sackgassen. 

Umso mehr appellieren wir an die SP, dass sie sich auch im Fall des Rahmenabkommen auf ihre 

Stärken besinnt. Es braucht in der SP eine offene Diskussion über das Abkommen.  

Namentlich gewerkschaftliche Kreise begegnen dem Rahmenabkommen ablehnend. Sie fürchten, 

dieses bedrohe den Lohnschutz und gefährde den Service public.  

Andere Kräfte innerhalb der SP sehen es genau umgekehrt. Sie glauben, dass der Lohnschutz auch 

mit dem Abkommen wirksam bleibt – und vor allem, dass er sich mittel- und langfristig besser 

sichern lässt, wenn eine institutionelle Regelung mit der EU besteht. 

Unbestritten ist: Allen Kräften in der SP geht es darum, unseren europäischen Geist, unsere 

Arbeitsplätze und unseren Wohlstand zu erhalten. Denn alle wissen wir: Gerät die Schweiz ins 

europapolitische Abseits, wäre das innen- wie aussenpolitisch fatal. 

Aussenpolitisch liefen wir Gefahr, dass uns bei Forschung und Bildung oder bei den Marktzugängen 

Nachteile erwachsen würden. 

Innenpolitisch bestünde das Risiko, dass sogenannte «marktwirtschaftliche Reformen» Auftrieb 

erhalten würden – so, wie dies nach der Ablehnung des EWR der Fall war. Die bürgerlichen Gegner 

des Rahmenabkommens haben denn auch bereits klar gemacht, wohin es ihrer Meinung nach gehen 

muss: Die Schweiz soll die «Überregulierung» der EU nicht mitmachen, sondern einen 

«eigenständigen Weg» mit möglichst wenig staatlichen Interventionen nehmen. Kürzlich haben auch 

zwei FDP-Ständeräte ein «Fitnessprogramm» für die Schweiz verlangt, sollte das Rahmenabkommen 

scheitern.  

Wir alle stehen in der SP auf einem verbindenden Fundament: Wir stehen ein für Solidarität und 

Gerechtigkeit. Dazu gehört, dass uns ein wirksamer Lohnschutz, sichere Arbeitsplätze und ein 

verlässlicher Service public wichtig sind. 



Uneinig sind wir uns in der Frage: Ist ein Ja oder ein Nein zum Rahmenabkommen der richtige Weg, 

um diesen Zielen gerecht zu werden? Es wäre für uns unverständlich, wenn die SP diese zentrale 

Frage undiskutiert liesse und stattdessen das Rahmenabkommen zusammen mit der SVP hinter 

verschlossenen Türen von Bundesrat und Parlamentskommissionen beerdigen würde.  

Deshalb unser Appell: Wir wünschen uns eine engagierte, kontroverse, respektvolle 

Auseinandersetzung in der SP und in der breiten Öffentlichkeit. Das sind wir unserem 

sozialdemokratischen Bewusstsein und unserer Tradition schuldig. 
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